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Energieverband 
unterstützt 

Wärmegesetz 
FDP verurteilt Streit um die 

Vorlage in der Koalition 

P ADERBORN. Der Bundesver- 
band Erneuerbare Energien 

(BEE) hält ein Wärmegesetz, für das 
sich Bundesumweltminister Sigmar 
Gabriel (SPD) gestern in der Berli- 
ner Zeitung ausgesprochen hatte, 
für dringend notwendig. Mit einem 
solchen Gesetz ließen sich nach 
Einschätzung des BEE die Vorgaben 
der Europäischen Union zur Ein- 
sparung von Kohlendioxid errei- 
chen. „Nirgendwo sonst können so 
schnell und kostengünstig Öl und 
Gas ersetzt werden wie im Wärme- 
sektor", sagte der BEE-Geschäfts- 
führer Milan Nitzschke. Zudem 
könnten damit in Deutschland In- 
vestitionen angestoßen werden, die 
die Branche auf 70 Milliarden Euro 
beziffert. Damit sei auch die Schaf- 
fung von über 50 000 Arbeitsplätzen 
verbunden. Gabriel hatte sich ges- 
tern unter anderem für einen Auf- 
schlag auf die Heizkostenrechnung 
aus ausgesprochen, um erneuerba- 
re Energiequellen stärker zu för- 
dern. 

Der umweltpolitische Spfecher 
der FDP-Fraktion, Michael Kauch, 
,erMärte, nicht zuletzt vor dem Hin- 
tergrund der unsicheren Öl- und 
Gasliefemngen aus Russland sei die 
Wärmeerzeugung aus erneuerba- 
ien Energien von aktueller Bedeu- 
tung. „Umso negativer ist es, dass 
die große Koalition in Sachen Wär- 
megesetz auf ihrem absoluten Tief- 
punkt angelangt ist." Kauch kriti- 
sierte den aktuellen Streit zwischen 
Union und SPD um das Wärrnege- 
setz. Die Koalition wüsste nicht, wo- 
hin die Reise gehen solle. Wegen des 
ilTiderstands aus der Union war das 
'iivärmegesetz 2006 vertagt worden. 

Der Deutsche Mieterbund er- 
Ecliiie, ein Hekkostenaufschlag, um 

arnit Wärme aus erneuerbaren 


